
70 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates X. GP. 

4. 4. 1963 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom , mit ab dem Beginn 
der Beitragsperiode 

Mai Jänner 
1963. 1964 

v. H. v. H. 

dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 
abgeändert wird (10. Novelle zum Allge-

meinen Sozialversicherungsgesetz). , c)in der knappschaftlichen Pen-
sionsversicherung 

Der Nationalrat hat be~chIossen: für Arbeiter .............. 20 20'5 
Artikel I. für Angestellte '........... 21 21' 5 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, ,der allgemeinen Beitragsgrundlage." ' 

BGBl., Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes- b) § 51 Abs. 3 Z. 3 hat zu lauten: 
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/ 
1957; BGBLNr~ 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, 
BGBL Nr. 293/1958,' BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. 
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/ 
1960, BGBl. Nr. 294/1960 und BGBl. Nr: 13/ 
1962, wird abgeändert wie folgt: 

L § 5 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten: 
,,4. Hochschulassistenten im Sinne des Hoch­

schulassistentengesetzes 1962, BGBl. Nr. 216, die 
in keinem dauernden Dienstverhältnis stehen, 
und die Angestellten des Dorotheums, soweit 
sie im pragmatischen Dienstverhältnis' stehen 
od~r der vom Vorstand des Dorotheums erlas­
senen und vom Kuratorium genehmigten' Dienst-
ordnung unterliegen;" . 

2. Im' § 16 Abs. 2 lit. a Z. 2 ist die Zitierung 
,,§,123 Abs. 5 oder Abs. 6" durch die Zitierung 
".§ 123 Abs. 6 oder Abs; 7" zu ersetzen. 

3. Im § 22 Abs; 2 ist der Ausdruck ,,18 Abs. 6 
oder 19 Abs. 3" durch den Ausdruck ,,18 Abs. 6, 
19 Abs. 3" oder § 19 a Abs. 3" zu ersetzen. 

4. a) § 51 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten: 
,,3. in der' Pensionsversicherung, 

und zwar' 

a) in der Pensionsversi91erung. 
der Arbeiter, 
bei der Pensionsversicherungs­

anstalt der Arbeiter und 
bei der N' ersicherungsanstal t 
der österreich ischen Eisen-

ab· dem Beginn 
der Beitr.gsperiode 

Mai Jänner 
1963' 1964' 
v. H .. v. H. 

bahnen' .......... , ..... 14'5 15 
bei der Land- und Forstwirt-

. schaftlichen Sozialversiche-
rungsanstalt ............ 15'5 16 

, b J in der Pensionsversicherung 
der Angestellten .......... 13'5 14 

,,3. in der Pensionsversicherung, 
und zwar 

a) in der Pensionsversicherung, 
der Arbeiter, 
bei der Pensionsversicherungs­

anstalt der Arbeiter und 
bei der Versicherungsanstalt 
der österreichischen Eisen­
bahnen auf den Versicher-
ten und dessen Dienstgeber 
je ................... . 

bei der Land- und Forstwirt­
schaftlichen Sozialversiche­
rungsanstalt 

auf den VersiCherten ..... . 
auf den Dienstgeber ..... . 

, 'b) in der Pensionsversicherung 
der Angestellten, 
. auf den Versicherten und 

7'25 

7'25 
8'25 

7'5 

7'5 
8'5 

dessen Dienstgeber je .. 675 7 
c) in der knappschaftlichen Pen­

sionsversicherung für Arbeiter 
auf den Versicherten .... 7'25 7'5' 
~uf dessen Dienstgeber .. -1275 13 

für Angestellte, 
auf den Versicherten .... 775 8 
auf dessen Dienstgeber .. ' 13'25 13'5 

der allgemeinen Beitragsgrundlage. " 

5. In § 76 Abs. 1 Z. 2 ist die Zitierung 
,,(73 Abs. 7)", durch die Zitierung ,,(§ 73 Abs. 9)" 
zu ersetzen. 

6. § 80 hat zu lauten: 

"Beitrag des Bundes. 

§ 80. (1) In der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz leistet der Bl!lfld für das 
Jahr 1962 einen Beitrag von 2085'1- Millionen 
Schilling. Hievon entfallen auf die 
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Mill. S 

a) Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter ...................... 1444'0 

b) Land- und Forstwirtschaftliche 
Sozialversicherungsanstalt ....... 596'1 

c) Versicherungsanstalt der öster-
reichischen Eisenbahnen ......... 45'0 

(2) In der Pensions~ersicherung nach diesem 
Bundesgesetz leist~t der Bund für das Jahr 1963 
einen Beitrag von 2597'47 Millionen Schilling. 
Hievon entfallen auf die 

Mill. 5 

a) Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter ...................... 1830'37 

b) Land- und Forstwirtschaftliche 
Soz~alversicherungsanstalt '" . . ... 714'60 

c) Versicherungsanstalt der öster-
reichischen Eisenbahnen ......... 52'50 

(3) Der Beitrag des Bundes ist monatlich im 
erforderlichen Ausmaß, n;lch Tunlichkeit in: den 
Monaten April und September mit je zwei Vier­
zehntel, in den übrigen Monaten mit je einem 
Vierzehntel zu bevorschussen." 

7. Im§ 84 Abs. 5 ist die Zitierung ,,§ 438 
Abs. 3 bis 5" durch die Zitierung ,,§ 438 Abs. 3, 
4, 6 und 7" zu ersetzen. 

8. Im § 105 a Abs. 2 ist der Ausdruck "minde­
stens 300 S und höchstens 600 S" durch den 
Ausdruck "mindestens 400 S und, höchstens 
800 S" zu ersetzen. 

9. a) Im § 123 Abs .. 7 lit. a ist die Zitierung 
"Abs. 2 bis 5" durch die Zitierung "Abs. 2 bis 6", 
zu ersetzen. 

b) Im § 123 Abs. 7 lit. b ist die Zitierung 
"Abs. 5" durch die' Zitierung "Abs. 6" zu er­
setzen. 

10. Im § 195 Abs. 1 ist die Zitierung ,,(§ 123 
Abs. 2 bis 5)" durch die Zitierung ,,(§ 123 Abs. 2 
bis 6)" zu ersetzen. 

11. Im § 229 Abs. 1 Z. 3 lit. b ist der Aus­
druck ,,§ 226 Abs. 3 Z. 4" durch den Ausdruck 
,,§ 226 Abs., 4 Z. 4" zu ersetzen. 

'12. Im § 255 Abs. 1 sind die Worte "eines' 
körperlich oder geistig gesunden Versicherten" 
durch die Worte "eines körperlich und geistig 
gesunden Versicherten" zu ersetzen. 

13. § 292 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Der Richtsatz beträgt 
a) für Pensionsberechtigte aus eigener 

Pensionsversicherung ............ 770 S, 
b) für Pensionsberechtigte auf 

Witwen(Witw:er)pension ......... 770 S, 
c) für Pensionsberechtigte auf Waisen~ 

pension 
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres .................. 285 S, 
fallsbeide Elternteile verstor-
ben sind .................. 430 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres ................. 510 S, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind .................. 770 S. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die Ehe­
gattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um 
340 S und für jedes Kind (§ 252) um 100 S, so­
fern diese Personen überwiegend vom .Pensions­
berechtigten erhalten werden." 

14. a) § 483 Abs. 2 hat 'z~ lauten: 

,,(2) Hochschulassistenten im Sinne des Höch­
schulassistentengesetzes 1962, BGBl. Nr. 216; die 
in keinem dauernden Dienstverhältnis stehen, 
sind für die Dauer des aktiven Dienstverhältnisses 
und des Ruhestandsverhältnisses nach den Be­
stimmungen des in Abs. 1 bezogenen Gesetzes 
bei der Krankenversicherungsanstalt der Bundes­
angestellten versichert." 

b) Im § 483 Abs. 3 erster Satz ist vor' dem 
Wort "mindestens" das Wort "nicht" einzufügen. 

15. Im § 488 Abs. 2 hat der letzte Satz zu 
entfallen. 

16. Im §522 Abs. 3 Z. 4 haben die ~orte 
"und 'zweite" zu entfallen. 

Artikel 11. 
, S chi u ß b e s tim m u n g. 

Die auf Grund des Art. I Z. '13 dieses Bundes­
gesetzes gebührende Ausgleichszulage ist von 
Amts wegen festzustellen. 

Artikel II1~ 

Wir k sam k e i t s beg i n n. 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nidlt 
anderes bestimmt wird, mit 1. Mai 1963 In 

Kraft. 
(2) Es treten in Kraft 
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner' 1962 die 

Bestimmungen des Art. I Z. 2, 3, 5, 7, 9 
bis 12, 14 lit. b, 15 und 16 sowie die Abs. 1 
und 3 des durch Art. I Z. 6 neugefaßten 
§ . 80 des Allgemeinen Sozial versicherungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 189/1955; 

b) rückwirkend mit dem 1. Oktober 1962 die 
Bestimmunge~ des Art. I Z. 1 :und 14 lit. a; 

c) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1963 die 
Bestimmungen des' Art. I Z. 8 sowie. der 
Abs. 2 des durch Att. I Z. 6 n'eugefaßten 
§ 80 des Allgemeinen' Sozialversicherungs­
gesetzes; 

_d) mit' dem Beginn der Beitragsperiode Mai 
1963 die Bestimri'lUngen des Art. I Z. 4. 

Artikel IV. 

Voll zi e h u n g die s <? s B und e s­
ge s'e t z e s. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes­
ministerien betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Die vorliegende 10. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz bein,haltet Maßnahmen 
zur' finanziellen Sicherung der Pensionsversiche­
rung, eine Erhöhung der Unter- und Obergrenze 
für den Hilflosenzuschuß sowie unter Bedacht­
nahme auf die 1\nderungen des Preisniveaus eine 
Erhöhung des für die Höhe der Ausgleichs­
zulagen' maßgebenden Richtsatzes. Außerdem 
wurden neich einige ,textliche 1\nderung<1n auf­
genommen. 

Zu den einzelnen Knderungen wird folgendes 
bemerkt: 

Zu Art. I Z. 1 und 14: 

und ab Beginn der Beitragsperiode Jänner 1962 
um je 1 v. H. erhöht worden. Zur Bedeckung 
der 3. Etappe der Rentenreform, die seit 1. Jän­
ner, d. J. ausgezahlt wird, war ursprünglich eine 
Erhöhung des Beitra'gssatzes nicht in Aussicht. 
genommen. Die Knappheit der zur Verfügung 
stehenden öffentlichen Mittel macht jedoch eine 
weitere Beitragssatzerhöhung . notwendig. Mit, 
Beginn der Beitragsperiode Mai 1963 sollen die' 
Pensionsversicherungsbeiträge um 1/2% und mit 
Beginn der Beitragsperiode Jänner 1964 um ein 
weiteres 1/2% erhöht werden. 

Das im § 5' Abs. 1 Z. 4 zltlerte Hochschul- Zu Art. I Z. 6: 
assistentengesetz 1948, BGBL Nr. 32/194-9, ist Der § 80 des Allgemeinen S(nialversicherungs­
mit Wirksamkeit ab 1. Oktober 1962 durch das gesetzes über die Beiträge des Bundes zur Pen­
Hochschulassistentengesetz 1962, BGBL Nr. 216, sionsversicherung in seiner derzeit geltenden Fas­
ersetzt worden. In den für die Beurteilung der sung hat den B'undesbeitrag lediglich für d~s Jahr 
sozialversicherungsrechtlichen . Verhältnisse der 1962 geregelt. Es war daher notwendig, auch für 
bi*erigen nichtständigen ' Hochschulassistenten das laufende Kalenderjahr die Beitragsleistung 
maßgebenden dienstrechtlichen Belangen trat des Bundes zur Pensionsversicherung nach dem 
durch die gesetzliche Neuregelung keine 1\nde- ASVG. neu f,estzusetzen. So wie in den letzten 
rung ein, sodaß die Ausnahmebestimmung des beiden Jahren werden nur' die Träger der Pen­
§ 5 Abs. 1 Z. 4 hinsichtlich der Hochschulassisten- sionsversicherung der Arbeiter einen Bundesbei­
ten an sich beizubehalten und nur hinsichtlich der trag erhalten. Die Pensionsversicherungsanstalt 
Zitation und der Terminologie an die neue Ge- der Angestellüen und die VerSicherungsanstalt des 
setzesregelung anzupassen ist. österreichischen Bergbaues, die im Jahre 1963 

Zu Art. I Z. 2, 3, 5, 7, 9, 10, 11, 12, 15 und 16: 

Bei den hier in Betracht kommenden 1\nde­
rungen handelt es sich um die Berichtigung von 
Zitierungsfehlern beziehungsweise um textliche 
Korrekturen des derzeit geltenden Gesetzeswort-
lautes. ' 

Zu Art. I Z. 4: 

Im Zusammenhang mit der Rentenreform 
(8. Novelle zum ASVG.) ist der Pensionsaufwand 
stark angestiegen. Um den Mehraufwand für die 
Rentenreform und die weiteren, vor allem in der 
8. Novelle vorgenQmmenen Verbesserungen des 
Leistungsrechtes (Gewährung einer weiteren Pen­
sionssonderzahlung, Ein:führung der sogenannten 
Frührente, Aufhebung beziehungsweise Milde­
rung der Ruhensbestimmungen U" a. m.) zu 
finanzieren, sind die Pensionsversicherungsbei­
träge ab Beginn der Beitragsl'eriode Jänner 1961 

negativ; gebaren werden, werden ihre Abgänge 
aus dem vorhandenen Reinvermögeri' bedecken 
müssen. 

Die Entwicklung der Gebarungder Pensions­
versicherungsanstalt der Arbeiter und der Land­
und Forstwirtschaftlichen Sozialv·ersicherungs­
anstalt im Jahre 1962 hat gezeigt, daß die im 
§ 80 vorgesehen gewesenen Beiträ~e des Bundes 
zur Beseitigung der .sogen~nnten Unter deckung 
nicht ausreichten. Es mußte daher der Bund im 
Herbst des .vergangenen Jahres den genannten 
Pensionsversicherungsträgern über die Gel;)ühr 
nach § 80 hinaus Mittel zur Verfügung stellen, . 
um die Pensionsauszahlung zu gewährleisten. Um 
diese Ausgaben des Bundes gesetzlich zu decken, 
ist es notwendig, die für das J al1r 19'62 vorge­
sehenen Ansätze im § 80 nachträglich entspre­
chend zu ,erhöhen. 

70 der Beilagen X. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



4 70 der Beilagen 

Zu Art. I Z. 8: kenversicherung der Pen~ionisten, Zustellgebühren 
usw.) wird sich der gesamte Mehraufwand aller 
Träger der Pensionsversicheru.ng nach dem All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz auf. 48 Mil­
lionen Schilling (hievon 39'2 Millionen Schilling 
für die drei Trä~er der Pensionsversicherung der 
Arbeiter) belaufen. 

Scho'n anläßlich d,er Verhandlungen ül;>er die 
Rentenreform haben Vertreter der beiden Regie­
rungsparteien Einvernehmen darüber erzielt, daß 
die Ober- und :Untergrenze für die Höhe des Hilf­
losenzuschusses mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1963 
erhöht werden. soll. Anläßlich der im Frühjahr 
des Jahres 1962 stattg.efundenen Verhandlungen 
zwischen den Regierungsparteien ,über eine Zu Art. I Z. 13: 
10. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche- Wie schon eingangs ausgeführt wurde, sollen 
rungsg,esetz wurde die Ver,einbarung vom Ok- in Anpassung an die Knderungen der Lebenshal­
tober 1960 neuerlich bekräftigt und überein- tungskosten die für die Höhe der Ausgleichs­
stimmung über die Erhöhung des Hilflosenzu- zulagen maßgebenden Richtsätze erhöht werden. ' 
schusses erzielt. Im Sinne dieser Vereinbarungen Der Richtsatz für Pensions berechtigte aus eigener 
soll nunmehr, und zwar ab 1. Jänner 1963, die Pensionsversicherung, für Pensionsberechtigte auf 
Untergrenze von bisher 300 Sauf 400 S und die Witwen(Witwer)pension sowie der RichtsatzJür 
Obergrenze von 600 Sauf 800 S erhöht werden. Doppelwaisen nach Vollendung des 24. Lebens-

Der Pensionsaufwand der Pensionsversiche- jahres soll ab 1. Mai 1963 770 S betragen. Weiters 
rungsträger nach dem Allgemeinen Sozialver- soll der Zuschlag für die Ehegattin (den erwerbs­
sicherungsgesetz wird sich durch die in Aussicht unfähigen Ehegatten) von 320 S .auf 340 S erhöht 
genommene Leistungsv,erbesserung im Jahre 1963 werden. Der Mehraufwand aus dieser ·Verbes-' 
um 44 Millionen Schilling erhöhen. Hievon ent- serung, der zur Gänze vOfi). Bund getragen wird, 
fallen auf die drei Träger der Pensionsversiche- beträgt' im Bereiche der Pensionsversicherung nach 
rung der Arbeiter 35'8 Millionen Schilling. Zu- dem ASVG. für die Zeit vomJ. Mai bis 31. De­
züglich der durch die· Erhöhung d(,!r Ober- und zember 1963 54 Millionen Schilling. Für die Be­
Untergrenze des Hilflosenzuschusses bewirkten ~_deckung dieses Mehraufwanaes ist im Bundes­
Erhöhung der Nebenkosten (Beiträge zur Kran- finanzgesetz 1963 vorgesorgt. 
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